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Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Getreidepolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Steht die Bundesregierung noch zu der von ihr am 10. Fe- 
bruar 1960 — Drucksache 1619 — bekanntgegebenen Auf- 
fassung, daß sie bei den von ihr eingegangen Importver- 
pflichtiingen für sogenannten Weichweizen berücksichtigt 
habe, daß ,,die Bundesrepublik als hoch industrialisiertes 
Exportland zur Aufrechterhaltung eines möglichst hohen 
Beschäftigungsgrades und zur Sicherung der Arbeitsplätze 
auf die Pflege der Handelsbeziehungen angewiesen ist", 
daß sie sich auch habe ,,von der Erwägung leiten lassen, daß 
die Erhöhung der Massenkaufkraft auch die Absatzsituation 
der landwirtschaftlichen Produkte verbessert und daß damit 
auch das Einkommen der Landwirtschaft gesteigert wird"? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung — falls sie diese in der 
Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1529 — niedergelegte Stellungnahme auch 
heute noch für richtig hält — die anläßlich der Verabschie- 
dung desEinfuhr- und Versorgungsplanes fürGetreide 1960/61 
durch das Wirtschaftskabinett vom Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der Presse gegen- 
über gemachte Feststellung, daß es sich bei den Einfuhr- 
verpflichtungen um ,, handelspolitische Sünden" handle, die 
durch ,, kostspielige und unschöne" Exportsubventionen 
für Getreide und Getreideerzeugnisse ausgeglichen werden 
müßten? 

3. Wird die Bundesregierung diese Stellungnahme aus dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten öffentlich korrigieren, oder hält sie eine zweigleisige 
Argumentation angesichts der wachsenden Widersprüche 
zwischen ihrer Agrarpolitik und den gesamtwirtschaftlichen 
Interessen für unvermeidlich? 
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4 . Was hat die Bundesregierung außer den bisher für den 
Abbau der Getreideüberschüsse eingesetzten rd. 280 Millio- 
nen DM Exportsubventionen getan oder beabsichtigt sie zu 
tun, um den von ihr in der Drucksache 1619 entwickelten 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen, wie das nach ihrer 
dort ausgedrückten Ansicht notwendig ist? 


Bonn, den 6. Dezember 1960 


Ollenhauer und Fraktion 
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